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Effekte der regulatorischen Rahmenbedingungen 
auf die Förderquoten im Rahmen verstärkter 
sonderpädagogischer Maßnahmen

Monika T. Wicki, Katharina Antognini
Interkantonale Hochschule für Heilpädagogik, Zürich

Zusammenfassung: Zur Steuerung sonderpädagogischer Angebote in der Volksschule wur-
den in den Schweizer Kantonen unterschiedliche regulatorische Rahmenbedingungen  
geschaffen. Ob regulatorische Rahmenbedingungen einen Einfluss auf die Förderung von 
Lernenden mit besonderen pädagogischen Bedürfnissen haben, ist bislang kaum  untersucht.

Die Angebotsstruktur, Finanzierungs- und Entscheidungsmechanismen der Volksschule 
wurden systematisch erfasst. Es wurden clusteranalytisch zwei Gruppen von Kantonen mit 
ähnlichen regulatorischen Rahmenbedingungen gebildet. Kantone, die einzig verstärkte 
sonderpädagogische Maßnahmen definieren und in denen die Gemeinden über die Verfü-
gung zu verstärkten sonderpädagogischen Maßnahmen direkt entscheiden, weisen eine 
signifikant höhere Förderquote im Rahmen verstärkter sonderpädagogischer Maßnahmen 
aus als Kantone, die sowohl einfache als auch verstärkte Maßnahmen definieren und über 
die Verfügung verstärkter Maßnahmen zentral entscheiden. Es zeigte sich, dass dabei die 
Angebotsstruktur eine entscheidende Rolle spielt. Die Gruppen unterschieden sich nicht 
bezüglich der Separationsquote.

Die Studie gibt Hinweise zur Wirkung regulatorischer Rahmenbedingungen auf die sonder-
pädagogische Förderung und verdeutlicht die Notwendigkeit einer klaren Definition son-
derpädagogischer Maßnahmen zwecks statistischer Erhebungen.
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Effects of the Regulatory Framework on the Promotion Rates 
in the Context of Intensified Special Needs Education Measures
Summary: Different regulatory frameworks have been created in the Swiss cantons to 
manage special needs education provision in the primary school. Whether regulatory frame-
works have an influence on the promotion of learners with special educational needs has 
hardly been investigated so far.

The structure of provision, funding and decision-making mechanisms in the primary school 
were systematically recorded. Two groups of cantons with similar regulatory frameworks 
were defined via cluster analysis. Cantons that only define enhanced special needs educa-
tion measures and in which the municipalities decide directly on the disposition of enhanced 
special needs education measures show a significantly higher rate of support with enhanced 
special needs education measures than cantons that define both simple and enhanced mea- 
sures and decide centrally on the disposition of enhanced measures. It was found that the 
structure of provision plays a decisive role. The groups did not differ with regard to the 
rate of separation.

The study provides information on the effect of regulatory frameworks on special needs 
education and highlights the need for a clear definition of special needs education measures 
for statistical purposes.

Keywords:  Education policy, obligatory school, special needs education, inclusion
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1 Ausgangslage

Am 3. Mai 2008 trat das Übereinkommen über 
die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
(UN-BRK) in Kraft. Die UN-BRK wurde durch 
Österreich 2008, Deutschland 2009 und die 
Schweiz 2014 ratifiziert. Die Konvention kon-
kretisiert die universellen Menschenrechte für 
Menschen mit Behinderungen und stellt klar, 
dass diese ein uneingeschränktes und selbst-
verständliches Recht auf Teilhabe und Inklu-
sion besitzen.

In der Schweiz fielen die internationalen und 
nationalen Bestrebungen zu mehr Inklusion 
mit einer Neugestaltung des Finanzausgleichs 
und der Aufgabenteilung zwischen Bund und 
Kantonen (NFA) zusammen. Seit 2008 sind ge- 
mäß Bundesverfassung (Art. 62 Abs. 3 BV) die 
Kantone für eine ausreichende Sonderschu-
lung aller Kinder und Jugendlichen mit Beein-
trächtigungen bis längstens zum vollendeten 
20. Altersjahr zuständig. Die Kantone tragen 
seither die gesamte fachliche, rechtliche und 
finanzielle Verantwortung für sonderpädago-
gische Maßnahmen, einschließlich der heil-
pädagogischen Früherziehung.

Im Zuge dieser Neugestaltung waren die Ak-
teure in den Kantonen gefordert, die regula-
torischen Rahmenbedingungen, die Finanzie-
rungsmechanismen sowie die Mechanismen 
der Qualitätssicherung anzupassen. Bei der 
Erarbeitung der regulatorischen Rahmen-
bedingungen hatten die Kantone die Vorgabe 
des Bundesgesetzes über die Beseitigung von 
Benachteiligungen von Menschen mit Behin-
derungen vom 13. Dezember 2002 aufzuneh-
men: Integrative Formen bei der Schulung von 
Schülerinnen und Schülern mit einer Behin-
derung sollen nach Möglichkeit bevorzugt 
werden (Art. 20 Abs. 2 BehiG). 2007 wurde die 
interkantonale Vereinbarung über die Zusam-
menarbeit im Bereich der Sonderpädagogik 
(Sonderpädagogik‐Konkordat) verabschiedet. 

Darin wird das Grundangebot für Schülerin-
nen und Schüler mit besonderem Bildungs-
bedarf im Rahmen der obligatorischen Schul-
bildung definiert (vgl. Art. 4). Zudem wurden 
eine einheitliche Terminologie, einheitliche 
Qualitätsstandards für die Anerkennung der 
Leistungsanbieter und ein standardisiertes Ab-
klärungsverfahren (SAV) zur Ermittlung des 
individuellen Bedarfs gemäß Art. 6 Abs. 3 defi-
niert (Schweizerische Konferenz der kantona-
len Erziehungsdirektoren [EDK], 2007). Dem 
Sonderpädagogik-Konkordat sind mittlerwei-
le 16 Kantone beigetreten 1.

Die Kantone haben ähnliche und doch unter-
schiedliche regulatorische Rahmenbedingun-
gen, Finanzierungsmechanismen und Entschei- 
dungsprozesse definiert. Wicki (2020) und  Sahli 
Lozano, Crameri und Gosteli (2021) haben  
die gesetzlichen Grundlagen von 24 Kantonen 2 
hinsichtlich Organisation, Finanzierung und 
Entscheidungsprozessen bei den sonderpäd-
agogischen Maßnahmen in der Volksschule im 
föderalistisch organisierten Bildungssystem 
der Schweiz systematisch beschrieben.

Die Wirkung dieser regulatorischen Rahmen-
bedingungen bezüglich Förderung und Inklu-
sion wurde aufgrund fehlender Daten bislang 
in der Schweiz nur ansatzweise von Mejeh und 
Powell (2018) und von Lanners (2020) unter-
sucht. Mejeh und Powell (2018) stellten für die 
Jahre 1999 bis 2016 eine paradoxale Zunahme 
der Aussonderung in manchen Kantonen fest. 
Das bedeutet, dass keine Konvergenz hin zur 
inklusiven Bildung in allen Schweizer Regio-
nen besteht. Lanners (2020) stellt bezüglich des 
Anteils Lernender an Sonderschulen fest, dass 
geografische Unterschiede eine Rolle spielen. 
In Kantonen mit großen unproduktiven Flä-
chen (z. B. Bergkantone) oder weit entlegenen 
Sonderschulen ist die Separationsquote deut-
lich tiefer. Bevölkerungsvariablen wie die Ein-
wohnerzahl, der Anteil der ausländischen Be-
völkerung oder die Sozialhilfequote scheinen 
demgegenüber keine Rolle zu spielen (ebd.).
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Bis 2017 wurden auf Bundesebene nur die An-
zahl Schülerinnen und Schüler erhoben, die in 
Sonderschulen separativ unterrichtet wurden 
(Separationsquote), sowie die Anzahl Schüle-
rinnen und Schüler, die von den Lernzielen des 
Lehrplans teilweise oder ganz befreit waren. 
Seit 2017 werden nun auch alle Schülerinnen 
und Schüler mit verstärkten sonderpädagogi-
schen Maßnahmen, die in Regelschulen inte-
grativ unterrichtet werden, statistisch erfasst. 
Die Auswertungen der neuen Statistik der Son-
derpädagogik werden seit 2019 vom Bundes-
amt für Statistik veröffentlicht. Sie zeigen, dass 
der Anteil der Lernenden, die in einer Regel-
klasse der obligatorischen Schule verstärkte 
sonderpädagogische Maßnahmen erhalten, je 
nach Schulkanton stark variiert. Der Anteil in-
tegriert beschulter Lernenden mit verstärkten 
sonderpädagogischen Maßnahmen (Förderquo-
te) liegt zwischen 0.4 % in Schaffhausen und 
6.6 % in St. Gallen. Durchschnittlich besuchen 
1.8 % der Lernenden, d. h. gut 17.000 Personen, 
eine Sonderschule. Auch dieser Anteil variiert 
stark nach Wohnkanton. Der Anteil Lernender, 
die in Sonderschulen separiert unterrichtet 
werden (Separationsquote), schwankt zwischen 
0.8 % im Kanton Wallis und 2.5 % in den Kan-
tonen Schaffhausen, Solothurn und St. Gallen 
(Bundesamt für Statistik, 2020). Solche Unter-
schiede zeigen sich auch innerhalb anderer 
Länder (Klemm, 2014) und auf internationaler 
Ebene zwischen Ländern (European Agency for 
Special Needs and Inclusive Education, 2020), 
und es stellt sich die Frage, welche Faktoren zu 
diesen Unterschieden führen.

2 Fragestellung und 
 methodisches Vorgehen

Im vorliegenden Beitrag wird die Frage unter-
sucht, inwiefern die regulatorischen Rahmen-
bedingungen die Förderquoten und die Sepa-
rationsquoten mitbestimmen. Berücksichtigt 
werden die regulatorischen Rahmenbedingun-
gen, welche die Ausgestaltung des Angebots an 
sonderpädagogischen Maßnahmen, die unter-

schiedlichen Finanzierungsmechanismen und, 
damit verbunden, die unterschiedlichen Ent-
scheidungsstrukturen definieren. Die Förder-
quoten geben den Anteil der Schüler und Schü-
lerinnen mit einem besonderen Bildungsbedarf 
an der Gesamtzahl der Schülerinnen und Schü-
ler mit Vollzeitschulpflicht an – unabhängig da-
von, ob sie in Regelklassen, Sonderklassen oder 
Sonderschulen unterrichtet werden (Klemm, 
2014). Die Förderquoten, die vom Bundesamt 
für Statistik genannt werden, umfassen die Schü-
lerinnen und Schüler, welche verstärkte sonder-
pädagogische Maßnahmen nutzen. Die Separa-
tionsquoten geben die Anzahl Schülerinnen und 
Schüler an, die in separativen Sonderschulen 
unterrichtet werden (Kronenberg, 2021).

Für die Analysen wurden auf der Basis der Vor-
arbeiten von Wicki (2020) und Sahli Lozano  
et al. (2021) von 24 Kantonen die gesetzlichen 
Grundlagen systematisiert. Dabei wurden vier 
Variablen gebildet: Konkordatsbeitritt (Ja / Nein), 
Finanzierung mehrheitlich durch Kanton (Ja /  
Nein), Entscheid über verstärkte Maßnahmen 
durch Kanton (Ja / Nein) sowie „sowohl ein-
fache als auch verstärkte sonderpädagogische 
Maßnahmen in den regulatorischen Rahmen-
bedingungen festgehalten“ (Ja / Nein).

Um datenbasiert eine Struktur in den regula-
torischen Rahmenbedingungen der Kantone 
zu entdecken und Gruppen von Kantonen mit 
ähnlichen Rahmenbedingungen zu bilden, 
wurden explorative Clusteranalysen mit der  
K-Means-Methode durchgeführt. Bei der K-
Means-Methode lassen sich nominale Variablen 
als (0,1)-Regressoren in die Analyse integrieren 
(Stein & Vollnhals, 2011, S. 44). Anschließend 
wurde mittels des Mann-Whitney-U-Tests 
 geprüft, ob sich die Förder- und Separations-
quoten der Kantone für die durch die Cluster-
analysen gebildeten Gruppen von Kantonen 
signifikant unterscheiden. Zudem wurde post-
hoc regressionsanalytisch überprüft, welche 
Zusammenhänge sich zwischen den Cluster-
variablen und der Förderquote ergeben.
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3 Ergebnisse

Im Folgenden werden die regulatorischen Rah- 
menbedingungen für sonderpädagogische Ange-
bote in den Kantonen systematisch beschrieben, 
um die Variablen zu bilden. Danach werden 
die Ergebnisse der empirischen Analysen dar-
gelegt und diskutiert.

3.1 Systematisierung der regula-
 torischen Rahmenbedingungen

Die regulatorischen Rahmenbedingungen um-
fassen die Definition des Grundangebotes sowie 
der verstärkten sonderpädagogischen Maßnah-
men in den Kantonen, die Finanzierungsme-
chanismen sowie die Entscheidungsprozesse.

3.1.1 Die sonderpädagogischen Angebote 
 in den Kantonen

Mit Inkrafttreten der NFA und der damit ver-
bundenen Kantonalisierung der Sonderpädago- 
gik wurde in der Schweiz ein dual-inklusives 
Schulsystem (Speck, 2016) bzw. ein Kombina-
tionssystem (Europäische Agentur für Entwick- 
lungen in der Sonderpädagogischen Förderung, 
2003) umgesetzt, bei dem sowohl integrative 
sonderpädagogische Angebote geschaffen, aber 
auch separative Angebote weitergeführt wurden.

Das Grundangebot sowie die verstärkten Maß-
nahmen für Kinder und Jugendliche mit beson-
derem Bildungsbedarf im Rahmen der obliga-
torischen Schulbildung werden in der interkan-
tonalen Vereinbarung über die Zusammenarbeit 
im Bereich der Sonderpädagogik vom 25. Oktober 
2007 (Sonderpädagogik‐Konkordat) beschrie-
ben. Das sonderpädagogische Grundangebot 
umfasst Beratung und Unterstützung, heilpäd-
agogische Früherziehung, Logopädie und Psy-
chomotorik, sonderpädagogische Maßnahmen 
in einer Regelschule oder in einer  Sonderschule 
sowie Betreuung in Tagesstrukturen oder statio-

näre Unterbringung in einer sonderpädagogi-
schen Einrichtung. Die Kantone sorgen zudem 
für die Organisation notwendiger Transporte 
für Schülerinnen und Schüler, die aufgrund 
 ihrer Beeinträchtigung den Weg zwischen Wohn-
ort, Schule und / oder Therapiestelle nicht selbst- 
ständig bewältigen können (Schweizerische Kon- 
ferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren 
[EDK], 2007).

Erweisen sich die vor der Einschulung oder die 
in der Regelschule getroffenen einfachen son-
derpädagogischen Maßnahmen als  ungenügend, 
ist aufgrund der Ermittlung des individuellen 
Bedarfs über die Anordnung verstärkter Maß-
nahmen zu entscheiden. Verstärkte Maßnah-
men zeichnen sich durch eine lange Dauer, eine 
hohe Intensität, einen hohen Spezialisierungs-
grad der Fachpersonen sowie einschneiden- 
de Konsequenzen auf den Alltag, das soziale 
Umfeld und / oder den Lebenslauf des Kindes 
aus (ebd.). Werden verstärkte sonderpädago-
gische Maßnahmen in Betracht gezogen, kann 
das Standardisierte Abklärungsverfahren (SAV) 
den Entscheidungsinstanzen in den Kanto- 
nen als Grundlage dienen (Schweizerische Kon- 
ferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren 
[EDK], 2014).

Sonderpädagogik ist ein sehr vielschichtiger 
Bereich: die leistungsbeziehenden Schülerin-
nen und Schüler haben körperliche oder ko-
gnitive Beeinträchtigungen, Schwierigkeiten in 
Sprache und Kommunikation oder im Verhal-
ten. Es bestehen in der Schweiz einfache und 
verstärkte Maßnahmen sowie integrative und 
separative, stationäre und externe Angebote 
mit jeweils fließenden Übergängen (Luder  
et al., 2016). Die Kantone haben in Gesetzen, 
Verordnungen und Richtlinien die Vorgaben 
des Sonderpädagogik-Konkordates weitge-
hend übernommen, dennoch gibt es vor allem 
im Bereich der Regelschule vielfältige Bezeich-
nungen und Einteilungen sowohl bei den ein-
fachen als auch bei den verstärkten Maßnah-
men. Da sich die Angebote in den Kantonen in 
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den Bereichen Beratung und Unterstützung, 
Heilpädagogische Früherziehung, Logopädie 
und Psychomotorik-Therapie sowie externe 
Sonderschulung sehr ähnlich sind, wird im 
Folgenden nur auf die unterschiedlichen An-
gebote der Kantone im Rahmen der integrati-
ven Schulung eingegangen.

Die separativen sonderpädagogischen Ange-
bote gelten in allen Kantonen als verstärkte 
Maßnahmen. In einigen Kantonen werden zu 
den verstärkten Maßnahmen aber auch spezifi-
sche sonderpädagogische Maßnahmen in einer 
Regelschule gezählt. Diese sind in Tabelle 1 
kursiv gesetzt.

Tab. 1 Sonderpädagogische Maßnahmen in der Regelschule

Konkordat Sonderpädagogische Maßnahmen in einer Regelschule (integrative Förderung)

Kanton 
Appenzell 
Ausserrhoden

n Fördermaßnahmen in einer Regelschule (integrativ oder in Lerngruppen)
n Integrative Sonderschulung (= Integrative verstärkte Maßnahmen IVM)*

Kanton 
Basel-Stadt

Integrative Schulung
n Integrationsklassen
n Schulische Heilpädagogik als verstärkte Maßnahme (Einzelintegrationen [EI])
n Spezifische Sprachförderung an der Regelschule (SSR)
n Assistenz
n Audiopädagogische Unterstützung durch den Audiopädagogischen Dienst (Fach-

zentrum APD)
n Körper- und Sehbehindertenspezifische Unterstützung (Low Vision, Fachzentrum TSM)
n Bimodale Schulung (Förderung von Laut- und Gebärdensprache)

Kanton 
Basel-Land

Spezielle Förderung
n Förderunterricht, integrative Schulungsform (ISF): Einführungsklassen,  Kleinklassen, 

DaZ, Fremdsprachenintegrationsklassen und Logopädie

Sonderschulung
n Integrative Sonderschulung ( InSo)

Kanton 
Bern

Heilpädagogische Unterstützung / Besondere Maßnahmen
n Spezialunterricht (Förderung, Prävention, Beratung, Kurzintervention, integrative 

Förderung, Psychomotorik, Logopädie)
n Besondere Klassen (Klassen zur besonderen Förderung, Einschulungsklassen)
n Maßnahmen zur besonderen Förderung (Lernzielanpassung, Unterstützung, 2-jäh-

rige Einschulung, Begabtenförderung, Rhythmik)
n Co-Teaching
n Integrative Sonderschulbildung

Kanton 
Freiburg

n Grundangebot
n Spezialisierte Unterstützungsmaßnahmen bei Seh- und Hörbeeinträchtigung (VM)
n Begleitung durch Assistenzperson für nichtpädagogische Aktivitäten (VM)
n Unterstützung für Schulen in der Betreuung verhaltensauffälliger Schülerinnen und 

Schüler (SED-Maßnahmen)

Kanton 
Genf

n Maßnahmen der Sonderschulbildung in einer regulären Bildungseinrichtung

Kanton 
Glarus

Schulische Heilpädagogik
n Heilpädagogische Schülerhilfe, Einführungs- und Kleinklassen, DaZ, Therapien, Be-

gabtenförderung
n Integrative Sonderschulung

u
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* kursiv = verstärkte Maßnahmen

Konkordat Sonderpädagogische Maßnahmen in einer Regelschule (integrative Förderung)

Kanton 
Graubünden

n Integrative Förderung (Prävention, Förderung ohne und mit Lernzielanpassung)
n Integrative Sonderschulung

Kanton 
Jura

n Ambulante sonderpädagogische Förderung
n Verstärkte individuelle pädagogische Förderung

Kanton 
Luzern

n Integrative Förderung
n Integrative Sonderschulung

Kanton 
Neuenburg

n Soutien pédagogique
n Integrative Förderung

Kanton 
Nidwalden

n Integrative Förderung
n Integrative Sonderschulung

Kanton 
Obwalden

n Sonderpädagogische Maßnahmen in einer Regelschule: integrative Förderung 
n Sonderpädagogische Maßnahmen in einer Regelschule: integrative Sonderschulung

Kanton 
Schaffhausen

n Integrative Schulform (IS, Schulische Heilpädagogik) (Sonderklassen, besonderer 
Unterricht, Orientierungsschulen)

n Integrative Sonderschulung

Kanton 
Schwyz

n Integrative Förderung: a) heilpädagogischer Unterricht in Schulklassen, b) heilpäd-
agogischer Lerngruppenunterricht, c) Einzelförderung sowie ambulante logopädi-
sche Therapie

n Sonderschulung: integrierte Sonderschulung im Rahmen der Volksschule

Kanton 
St. Gallen

n Integrierte schulische Förderung ( ISF) in der Regelschule inkl. Heilpädagogische Früh-
erziehung im Kindergarten

Kanton 
Solothurn

n Integrative sonderpädagogische Maßnahmen (ISM): fachliche Beratung, Unterstützung 
der Lehrperson, Begleitung der Regelklasse, sonderpädagogischer oder therapeutischer 
Einzel- oder Kleingruppenunterricht, individuelle Förderplanung

Kanton 
Tessin

n Misure di base di pedagogia speciale
n Misure supplementari di pedagogia speciale

Kanton 
Thurgau

n Niederschwellige sonderpädagogische Maßnahme
n Integrative Sonderschulung

Kanton 
Uri

n Ergänzende individuelle Maßnahmen bei der Schulung in der Regelklasse: integra-
tive Förderung

n Ergänzende individuelle Maßnahmen bei der Schulung in der Regelklasse: integrative 
Sonderschulung

Kanton 
Waadt

n Allgemeine sonderpädagogische Maßnahmen
n Verstärkte sonderpädagogische Maßnahmen

Kanton 
Wallis

n Allgemeine Sonderschulmaßnahme
n Verstärkter Stützunterricht

Kanton 
Zug

n Besondere Förderung
n Sonderpädagogische Maßnahmen in einer Regelschule

Kanton 
Zürich

n Integrative Förderung (IF)
n Integrierte Sonderschulung in der Verantwortung der Regelschule ( ISR)
n Integrierte Sonderschulung in der Verantwortung der Sonderschule ( ISS)

u
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Die Kantone Genf, Solothurn und St. Gallen 
haben in der Regelschule eine einzige Kategorie 
an sonderpädagogischen Maßnahmen. Diese 
wird bspw. „Maßnahmen der Sonderschulbil-
dung in einer regulären Bildungseinrichtung“ 
(Kanton Genf), „Integrative sonderpädagogi-
sche Maßnahmen (ISM)“ (Kanton Solothurn) 
oder „Integrierte schulische Förderung (ISF) in 
der Regelschule“ (Kanton St. Gallen) genannt. 
In anderen Kantonen werden einfache und ver-
stärkte Maßnahmen unterschieden. So finden 
wir im Kanton Appenzell Ausserrhoden sowohl 
„Fördermaßnahmen in einer Regelschule (inte-
grativ oder in Lerngruppen)“ als auch „Integra-
tive Sonderschulung (= Integrative verstärkte 
Maßnahmen IVM)“. Oder im Kanton Basel-
Land wird zwischen „Spezieller Förderung“ 
und „Sonderschulung“ unterschieden. Unter 
spezieller Förderung wird Förderunterricht, in-
tegrative Schulungsform (ISF) aufgeführt und 
unter Sonderschulung integrative Sonderschu-
lung (InSo). Im Kanton Zürich werden drei Stu-
fen unterschieden: die „Integrative Förderung 
(IF)“, die „Integrierte Sonderschulung in der 
Verantwortung der Regelschule (ISR)“ und die 
„Integrierte Sonderschulung in der Verantwor-
tung der Sonderschule (ISS)“ (s. Tab. 1).

Im Sonderpädagogik-Konkordat werden nicht 
nur verstärkte, sondern auch einfache sonder-
pädagogische Maßnahmen definiert. Dies wur- 
de von den Kantonen jedoch unterschiedlich 
ausgestaltet. Die Kantone werden daher wie 
folgt systematisiert: Kantone, in denen sowohl 
einfache als auch verstärkte sonderpädago-
gische Maßnahmen als sonderpädagogische 
Maßnahmen in den regulatorischen Rahmen-
bedingungen definiert wurden sowie Kantone, 
in denen nur verstärkte sonderpädagogische 
Maßnahmen definiert wurden.

3.1.2 Finanzierungsmechanismen

Ressourcen können einerseits pauschal oder in- 
dividuell bereitgestellt werden (Banks, Frawley 
& McCoy, 2015), andererseits können sie 
durch die Gemeinden oder die Kantone alleine 

oder durch beide Ebenen gemeinsam getragen 
werden.

Individuelle Ressourcen werden den Lernenden 
oder deren Eltern aufgrund der Ermittlung des 
individuellen Bedarfs der Schülerinnen und 
Schüler direkt zugeteilt. Da durch die Kategori-
sierung Behinderung ausgewiesen wird, werden 
die betroffenen Personen jedoch stigmatisiert 
(Topping & Maloney, 2005). Diesem Modell 
wird vorgeworfen, inklusive Praktiken zu be-
hindern und separierende Formen zu stärken, 
da es oft in Systemen zu finden ist, in denen ein 
hoher Anteil von Schülerinnen und Schülern in 
separierenden Formen unterrichtet wird. Auch 
wird befürchtet, dass aufgrund der Tatsache, 
dass die Schülerinnen und Schüler individuell 
abgeklärt werden, ein Prozess in die Wege ge-
leitet wird, den Winter, Fletcher-Campbell, 
Connolly und Lynch (2006) als „diagnosis for 
dollars“ bezeichnet hatten. Ein spezifischer Be-
darf wird ausgewiesen, um mehr Ressourcen für 
den Unterricht zu bekommen (ebd.).

International betrachtet werden Ressourcen je-
doch häufiger den Gemeinden, Regionen oder 
Schulen direkt pauschal zugesprochen. Diese 
Form ist stärker auf die Institutionen gerichtet 
als auf das individuelle Kind (Ferrier, Long, 
Moore, Sharpley & Sigafooos, 2007) und gibt 
den Schulen mehr Flexibilität. Gleichzeitig 
kann sie zu Trägheit im System führen: Die 
Schule erhält die Ressourcen ja so oder so, un-
abhängig davon, was genau damit gemacht wird 
(Meijer, 1999). Auch ist es schwierig, die Wir-
kung festzustellen, ob die Gelder letztlich tat-
sächlich bei den Schülerinnen und Schülern mit 
spezifischem Bildungsbedarf ankommen und 
diese ausreichend unterstützt werden (Riddell, 
Tisdal & Kane, 2006). Des Weiteren besteht die 
Gefahr, dass Schulen, die fixe Pauschalen erhal-
ten, dazu tendieren, Kinder mit besonderen 
pädagogischen Bedürfnissen gar nicht aufzu-
nehmen, da diese das Budget stärker belasten 
könnten als die anderen Schülerinnen und 
Schüler (Crawford, Sibieta & Vignoles, 2011).
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In der Schweiz werden Maßnahmen im Früh-
bereich wie heilpädagogische Früherziehung, 
Logopädie und Psychomotorik in allen Kanto-
nen bedarfsgesteuert, also individuell finan-
ziert. Auch verstärkte sonderpädagogische 
Maßnahmen in einer Sonderschule, Betreuung 
in Tagesstrukturen oder stationäre Unterbrin-
gung in einer sonderpädagogischen Ein-
richtung werden nach einem standardisierten 

Abklärungsverfahren individuell verfügt. Die 
einfachen sonderpädagogischen Maßnahmen 
im Rahmen der Regelschule werden oft pau-
schal finanziert, wobei die Höhe der Pauscha-
len unterschiedlich ist. Im Kanton Zürich ste-
hen 0.4 bis 0.5 Pensen pro 100 Schülerinnen 
und Schüler für integrierte Förderung pau-
schal zur Verfügung, in den Kantonen Luzern 
und Schaffhausen mehr als 0.8.

Anteil Kanton Anteil Gemeinde

Kanton Aargau  65 % 35 %

Kanton Appenzell Ausserrhoden  50 % 50 %

Kanton Basel-Stadt 100 %

Kanton Basel-Land 100 %

Kanton Bern (Sonderpädagogische 
Maßnahmen in der Regelschule)

 70 % 30 %

Kanton Bern (Sonderpädagogische 
Maßnahmen in der Sonderschule)

 50 % 50 %

Kanton Freiburg  50 % 50 %

Kanton Genf 100 %

Kanton Glarus 100 %

Kanton Graubünden 100 % minus Fr. 21.– Fr. 21.–

Kanton Jura  33 % 66 %

Kanton Luzern  50 % 50 %

Kanton Neuenburg 100 %

Kanton Nidwalden 100 %

Kanton Obwalden rund 75 % rund 25 %

Kanton Schaffhausen 100 % minus übliches Schulgeld übliches Schulgeld

Kanton Solothurn 100 %

Kanton St. Gallen 100 %

Kanton Schwyz  50 % 50 %

Kanton Tessin 100 %

Kanton Thurgau 100 %

Kanton Uri  30 % 70 %

Kanton Waadt 100 %

Kanton Wallis  70 % 30 %

Kanton Zug  50 % 50 %

Kanton Zürich (ISR) 100 % minus Fr. 45’000.– Maximal Fr. 45’000.–

Kanton Zürich (ISS) 35 % minus Fr. 45’000.– 35 % plus Fr. 45’000.–

Tab. 2 Finanzierungsschlüssel bei den verstärkten Maßnahmen
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Sind Logopädie und Psychomotoriktherapie  
in diesen Pauscha len einbezogen, variiert die 
durchschnittliche Pauschale von 0.99 Pensen pro 
100 Schülerinnen und Schüler im Kanton Schaff- 
hausen und 1.1 Pensen im Kanton St. Gallen.

In den meisten Kantonen werden sonderpäd-
agogische Maßnahmen im Vorschulalter (Heil-
pädagogische Früherziehung, Logopädie, Psy-
chomotorik) vorwiegend durch den Kanton 
 finanziert. Die Kosten für die verstärkten son-
derpädagogischen Maßnahmen werden sowohl 
im Rahmen der Regelschule als auch im separa-
tiven Bereich in dreizehn Kantonen gänzlich, 
bzw. abzüglich des üblichen Schulgeldes, durch 
die Kantone finanziert. In den Kantonen Zug, 
Schwyz, Luzern, Freiburg und Appenzell-Ausser- 
rhoden finanzieren Kanton und Gemeinden je 
zur Hälfte die verstärkten sonderpädagogischen 
Maßnahmen. Im Kanton Zürich finanzieren die 
Gemeinden bei den verstärkten sonderpädago-
gischen Maßnahmen im Rahmen der Regel-
schule maximal Fr. 45’000.– (vgl. Tabelle 2).

Da die pauschale Finanzierung insbesondere 
für einfache sonderpädagogische Maßnahmen 
im Rahmen der Regelschule verwendet wird 
und die individuelle Finanzierung vor allem für 
sonderpädagogische Maßnahmen im Frühbe-
reich und für die verstärkten sonderpädagogi-
schen Maßnahmen in der Regel- und Sonder-
schule, sind die beiden Finanzierungsformen 
deckungsgleich mit den einfachen und verstärk-
ten Angeboten. Somit wird lediglich bezüglich 
der Aufteilung der Finanzierung der sonder-
pädagogischen Maßnahmen zwischen Kanton 
und Gemeinden eine weitere Variable gebildet.

Bezüglich der Finanzierungsmechanismen für 
sonderpädagogische Angebote können Kanto-
ne unterschieden werden, in denen der Kanton 
mehr als die Hälfte der Finanzierung der ver-
stärkten sonderpädagogischen Maßnahmen 
übernimmt, und solche, in denen die Gemein-
den mehrheitlich oder zur Hälfte diese Kosten 
tragen.

3.1.3 Entscheidungsprozesse

In Bezug auf die sonderpädagogischen An-
gebote wird auf Bundesebene der Grundsatz 
der „Integration vor Separation“ vorgegeben. 
Da die schweizerische Volksschule als eine ge-
meinsame Aufgabe des Kantons und der Ge-
meinden organisiert ist, sind es die Kantone, 
welche die Rahmenbedingungen für die Volks-
schule vorgeben. Darunter sind auch die För-
derangebote und die sonderpädagogischen 
Angebote, die Anstellungsbedingungen der 
Lehrpersonen und die Finanzierung der Schu-
len geregelt.

Die Gemeinden sind zwar den Kantonen un-
tergeordnet, sie sind jedoch für viele Aspekte 
der Führung und Organisation der Volks-
schulen vor Ort innerhalb des kantonal vorge-
gebenen Rahmens selbst zuständig (Heinzer & 
Hangartner, 2016). Bezüglich der Gewährung 
sonderpädagogischer Maßnahmen müssen Ent- 
scheide beim Übergang vom Regelunterricht zu 
einer Unterstützung mit sonderpädagogischen 
Maßnahmen im niederschwelligen Bereich 
sowie von einer Unterstützung im nieder-
schwelligen Bereich zu verstärkten Maßnah-
men getroffen werden. Wie es zur Entscheidung 
kommt und wer entscheidet, ist in den kanto-
nalen Rahmenbedingungen festgehalten.

Beim Übergang vom regulären Unterricht zu 
zusätzlicher Unterstützung und Hilfe aufgrund 
leichterer schulischer Lernschwierigkeiten, also 
zu einfachen sonderpädagogischen Maßnah-
men, sind in allen Kantonen die Gemeinden 
für die Entscheidung der Gewährung sonder-
pädagogischer Maßnahmen zuständig. Dies, 
sofern einfache Maßnahmen auch als sonder-
pädagogische Maßnahmen regulatorisch defi-
niert wurden (Tab. 3). Oft entscheiden die Schul- 
leitungen über die Zuteilung der (pauschal) 
gewährten Ressourcen autonom, und es wird 
meistens auch kein Abklärungsverfahren beim 
schulpsychologischen Dienst oder einer exter-
nen Fachstelle durchgeführt.
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Bei der zweiten Schwelle, beim Übergang zum 
Bereich der verstärkten Maßnahmen, die in 
vielen Kantonen des Sonderpädagogik-Kon-
kordats mit dem Verfahren des standardisier-
ten Abklärungsverfahrens (SAV) zugewiesen 
werden, insbesondere beim Entscheid, eine 
Schülerin oder einen Schüler in einer Sonder-
schule zu unterrichten, sei es als Tagessschule 
oder als Internat, entscheiden in 18 der 24 un-
tersuchten Kantone die Kantone (Tab. 3). Im 
Kanton Solothurn können die Schulleitungen 
die spezielle Förderung selbstständig anord-
nen, diese wird aber nicht zu den sonderpäd-
agogischen Maßnahmen gezählt. Dauern die 
Fördermaßnahmen insgesamt länger als zwei 
Jahre, muss vor einer Verlängerung, bei der 
durch die kantonale Aufsichtsbehörde bezeich-
neten Fachstelle ein Abklärungsbericht einge-
holt werden. Die fallbezogenen Einzelmaßnah-
men werden dann durch die Schulleitungen bei 
der kantonalen Aufsichtsbehörde beantragt. 
Die von der kantonalen Aufsichtsbehörde be-
stimmte Fachstelle klärt den Anspruch auf die 
Sonderschulung ab, und die kantonale Auf-
sichtsbehörde verfügt namens des Departe-
ments die Sonderschulung auf Antrag dieser 
kantonalen Fachstelle.

In Kantonen, in denen nicht der Kanton über 
die verstärkten sonderpädagogischen Maßnah-
men entscheidet, sind spezifische Entschei-
dungsprozesse etabliert. Im Kanton St. Gallen 
beispielweise entscheidet die lokale Schulbe-
hörde (Schulrat) über sämtliche sonderpäd-
agogischen Maßnahmen im Rahmen der ob-
ligatorischen Schule, während die zuständige 
Stelle des Kantons über die sonderpädagogi-
schen Maßnahmen sowohl im Frühbereich als 
auch im nachobligatorischen Bereich entschei-
det. Im Kanton Zürich sind die Entscheidungs-
prozesse wie folgt geregelt: Die Entscheidung 
über sonderpädagogische Maßnahmen wird 
von den Eltern, der Lehrperson und der Schul-
leitung gemeinsam getroffen. Fällt eine Son-
derschulung in Betracht, ist die Mitwirkung 
und die Zustimmung der Schulpflege erforder-

lich. Im Kanton Schaffhausen wiederum wird 
Sonderschulung in der Regel auf Antrag der 
Eltern, der Klassenlehrperson oder der Abtei-
lung Schulische Abklärung und Beratung 
durch die Schulbehörde bzw. Schulleitung an-
geordnet. Die Anordnung von Sonderschulung 
ist dem Erziehungsdepartement zur Genehmi-
gung (fachliche und formale Prüfung) zu unter- 
breiten.

3.2 Der Einfluss der regulatorischen 
 Rahmenbedingungen auf Förderung 
 und Inklusion

Inwiefern beeinflussen die  Angebotsstrukturen, 
die Finanzierungsmechanismen oder die Ent-
scheidungsstrukturen die Förder- und Separa-
tionsquoten? Dieser Frage wird im Folgenden 
nachgegangen. In Tabelle 3 ist eine Übersicht 
über die beiden Quoten im Schuljahr 2018 / 19 
auf der Basis der Daten des Bundesamtes für 
Statistik (2020), Statistik der Sonderpädagogik, 
aufgeführt, daneben sind die regulatorischen 
Rahmenbedingungen der Kantone bezüglich 
Konkordatsbeitritt, Angebotsstruktur, Finan-
zierungsmechanismen und Entscheidungs-
prozesse zusammenfassend dargestellt. Für die 
explorativen Clusteranalysen mit der K-Means- 
Methode wurde „Ja“ jeweils mit 1 und „Nein“ 
mit 0 codiert.

Mit der Cluster-Analyse konnten zwei Cluster 
identifiziert werden. Das kleinere Cluster setzt 
sich aus insgesamt fünf Kantonen zusammen. 
Drei davon definieren in den regulatorischen 
Rahmenbedingungen nur verstärkte sonder-
pädagogische Maßnahmen (Genf, Solothurn, 
St. Gallen), und in zwei Kantonen entscheiden 
die Gemeinden, nicht die Kantone, über die 
Verfügung für verstärkte sonderpädagogische 
Maßnahmen, obwohl die Kantone mehrheit-
lich für deren Finanzierung zuständig sind 
(Basel-Stadt und Schaffhausen). Das größere 
Cluster setzte sich aus den restlichen 19 Kanto-
nen zusammen. Darin sind diejenigen Kantone 
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enthalten, für die alle vier Variablen mit Ja be-
antwortet werden konnten (7 Kantone), Kanto-
ne, die nicht dem  Sonderpädagogik-Konkordat 
beigetreten sind (7 Kantone), und Kantone, in 
denen die Finanzierung der verstärkten son-
derpädagogischen Maßnahmen mehrheitlich 
durch die Gemeinden getragen wird (7 Kanto-
ne) (zwei dieser Kriterien treffen bei den Kan-
tonen Schwyz und Zug gleichzeitig zu). Die 
Distanz zwischen den Clusterzentren der defi-
nitiven Lösung ist .909. Zudem lässt sich über 
den F-Test der Clusteranalyse beschreiben, dass 
die Variablen Entscheidungsprozess (F = 4.57, 
p < .05) und Angebotsstruktur (F = 26.13, p < .001) 
maßgeblich für die Clusterlösung verantwort-
lich sind.

In einem zweiten Schritt wurde geprüft, ob 
sich die beiden Cluster hinsichtlich der Förder- 
und der Separationsquoten unterscheiden. 
Dazu ist der Mann-Whitney-U-Test als non-
parametrischer Test geeignet. Die durchschnitt-
liche Quote aller Kantone für verstärkte son-
derpädagogische Maßnahmen in der Schweiz 
liegt bei 4.8 %. Diese Quote wird als Förderquo-
te bezeichnet. In die Analyse werden 21 Kantone 
einbezogen, da die Förderquoten der Kanto- 
ne Jura, Uri und Waadt aufgrund fehlender 
Daten des Bundesamtes für Statistik nicht be-
kannt sind.

Der Mann-Whitney-U-Test zeigt, dass Kan-
tone des Cluster 2, also Kantone, die nur  
die verstärkten sonderpädagogischen Maß-
nahmen im Rahmen der Regelschule in den 
Gesetzen und Verordnungen nennen und in 
denen die Gemeinden für den Entscheid zur 
Verfügung verstärkter sonderpädagogischer 
Maßnahmen zuständig sind, obwohl der Kan-
ton mehrheitlich für deren Finanzierung auf-
kommt, eine signifikant höhere Förderquote 
aufweisen (Mdn = 4.0) als die Kantone, die 
auch einfache Maßnahmen (bspw. integrati- 
ve Förderung) im Rahmen der Regelschule  
als sonderpädagogische Maßnahmen zäh- 
len (Mdn = 3.2) und in denen sowohl der 

 Entscheid für verstärkte sonderpädagogische 
Maßnahmen als auch deren mehrheitliche Fi-
nanzierung durch die Kantone erfolgt. Exak-
ter Mann-Whitney-U-Test: U = 16.0, p = .048. 
Die Effektstärke wird nach Lenhard und Len-
hard (2016) berechnet. Die Effektstärke 
Cohen’s d liegt bei .959 und entspricht einem 
starken Effekt.

Gemäß dem Mann-Whitney-U-Test haben die 
unterschiedlichen regulatorischen Rahmenbe-
dingungen der Kantone, die mit den Clustern 
definiert wurden, jedoch keinen signifikanten 
Effekt auf die Höhe der Separationsquoten 
(U = 38.0, p = .499). Cluster 1: Kantone, die 
auch einfache Maßnahmen (bspw. integrati- 
ve Förderung) im Rahmen der Regelschule 
als sonderpädagogische Maßnahmen zählen 
und in denen sowohl der Entscheid für ver- 
stärkte sonderpädagogische Maßnahmen als 
auch deren mehrheitliche Finanzierung durch 
die Kantone erfolgt (Mdn = 1.72). Cluster 2: 
Kantone, die nur die verstärkten sonderpäd-
agogischen Maßnahmen im Rahmen der Re-
gelschule in den Gesetzen und Verordnungen 
nennen und in denen die Gemeinden für den 
Entscheid zur Verfügung verstärkter sonder-
pädagogischer Maßnahmen zuständig sind 
(Mdn = 2.48).

Für die Clusterlösung haben sich zwei Varia-
blen als maßgeblich erwiesen, nämlich die 
Angebotsstruktur und die Entscheidungspro-
zesse. Zudem zeigten die Analysen, dass sich 
die beiden Cluster hinsichtlich der Förder-
quote unterscheiden. Um diesen Unterschied 
etwas genauer zu untersuchen, wurde post-
hoc analysiert, in welchem Zusammenhang 
Angebotsstruktur und Entscheidungsprozes-
se mit der Förderquote stehen. Dazu wur- 
de eine nicht-parametrische Regression mit 
robusten rangbasierten Schätzern verwendet 
(Kloke & McKean, 2012). Als unabhängige 
Variablen wurden die Angebotsstruktur und 
die Entscheidungsprozesse eingeschlossen und 
auf die Förderquote regressiert. Es zeigte sich, 
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dass dieses Modell einen signifikanten Beitrag 
zur Aufklärung des Zusammenhangs leis- 
tet (F (2, 18) = 7,17, p < .01) und ein multiples 
R 2 von 0.44 aufweist. Darüber hinaus zeigte  
sich, dass die Angebotsstruktur, das heißt, ob 
nur verstärkte oder auch einfache Maßnah- 
men definiert werden, einen signifikanten Ein-
fluss auf die Förderquote hat (t = -5.88, p < .001). 
Kantone, welche eine mehrstufige Angebots-
struktur definieren (einfache und verstärkte 
Maßnahmen) haben demnach eine um 4.1 % 
niedrigere Förderquote als Kantone mit einstu-
figer Angebotsstruktur (nur verstärkte Maß-
nahmen).

4 Diskussion

Ziel der Untersuchung war es zu prüfen, in-
wiefern die regulatorischen Rahmenbedin-
gungen für sonderpädagogische Angebote die 
Förderquoten und die Separationsquoten mit- 
bestimmen. Dazu wurden die regulatorischen 
Rahmenbedingungen in dichotomen Katego-
rien systematisiert. Es wurden Kantone, die 
dem Sonderpädagogik-Konkordat beigetre-
ten sind, von Kantonen unterschieden, die 
dem Konkordat nicht beigetreten sind. Es 
wurden Kantone, die in ihren Gesetzen und 
Verordnungen sowohl einfache als auch ver-
stärkte sonderpädagogische Maßnahmen de-
finiert haben, von Kantonen unterschieden, 
die nur verstärkte Maßnahmen nennen. Zu-
dem wurden die Kantone, in denen die Ge-
meinden die Hälfte oder mehr der Kosten für 
verstärkte sonderpädagogische Maßnahmen 
übernehmen, von Kantonen unterschieden, 
in denen die Kantone den Großteil der Kosten 
für diese Maßnahmen tragen. Letztlich wur-
den auch Kantone, in denen die Kantone über 
die Verfügung von verstärkten sonderpäd-
agogischen Maßnahmen entscheiden, von sol- 
chen Kantonen unterschieden, in denen die 
Gemeinden selbst über solche Verfügungen 
entscheiden.

Mittels Clusteranalysen konnte eine Struktur 
in den regulatorischen Rahmenbedingungen 
der Kantone aufgezeigt werden, und es konn-
ten Gruppen von Kantonen mit ähnlichen 
Rahmenbedingungen gebildet werden. An-
schließend wurde mittels des Mann-Whit-
ney-U-Tests geprüft, ob sich die Förder- und 
Separationsquoten der Kantone für die durch 
die Clusteranalysen gebildeten Gruppen von 
Kantonen signifikant unterscheiden. Zudem 
wurde post-hoc regressionsanalytisch über-
prüft, welche Zusammenhänge sich zwischen 
den Clustervariablen und der Förderquote 
ergeben.

Die Ergebnisse zeigen, dass die regulatori-
schen Rahmenbedingungen einen Einfluss auf 
die Förderquoten haben. Höhere Förderquo-
ten sind zu finden in Kantonen, die in den 
regulatorischen Rahmenbedingungen nur die 
verstärkten sonderpädagogischen Maßnah-
men als sonderpädagogische Maßnahmen 
definiert haben und in denen die Entschei-
dungskompetenz für die verstärkten sonder-
pädagogischen Maßnahmen bei den Gemein-
den liegen, während für die Finanzierung 
mehrheitlich die Kantone aufkommen. Dabei 
scheint der Aspekt der definierten Angebote 
einen wesentlich bedeutenderen Einfluss auf 
die Höhe der Förderquote zu haben als die 
Entscheidungsmacht der Gemeinden bei gleich- 
zeitiger Finanzierung der Maßnahmen durch 
den Kanton.

Für Kantone, die im Vergleich mit den anderen 
Kantonen eine außergewöhnlich hohe Förder-
quote aufweisen und nur verstärkte sonder-
pädagogische Maßnahmen in den Gesetzen 
definiert haben, könnte es eine Möglichkeit 
sein, die Quote zu senken, indem die Gesetze 
und Verordnungen derart angepasst werden, 
dass auch einfache sonderpädagogische Maß-
nahmen definiert werden. Allerdings müsste 
geklärt werden, was genau einfache sonder-
pädagogische Maßnahmen sind und ob und 
wie sie statistisch erfasst werden können.
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Im Rahmen der Bildungsstatistik erheben Bund 
und Kantone gemeinsam jährlich verschiede- 
ne Merkmale der Lernenden in der Schweiz. 
Bezüglich der Sonderpädagogik werden der 
Lehrplanstatus und die sonderpädagogischen 
Maßnahmen eines Schülers oder einer Schüle-
rin erhoben. Dabei wird erfasst, ob ein Kind 
keine sonderpädagogische Maßnahme, ein-
fache sonderpädagogische Maßnahmen oder 
verstärkte sonderpädagogische Maßnahmen 
hat oder ein Sonderschulprogramm besucht, 
also in einer Sonderschule unterrichtet wird. 
Die Erhebung der Daten zu den verstärkten 
sonderpädagogischen Maßnahmen ist obliga-
torisch, diejenige zu den einfachen sonderpäd-
agogischen Maßnahmen hingegen fakultativ. 
Die Freiwilligkeit wird damit begründet, dass 
die einfachen Maßnahmen variieren können 
und manchmal bei einzelnen Lernenden, einer 
Kleingruppe oder auch klassenbezogen einge-
setzt werden (Bundesamt für Statistik, 2021).

Die verstärkten sonderpädagogischen Maß-
nahmen werden im technischen Handbuch 
der Statistik der Lernenden wie folgt definiert: 
„Eine verstärkte Maßnahme bezieht sich in-
dividuell auf eine / n bestimmte / n Schüler / in.  
Sie besteht nur, wenn ein standardisiertes Ab-
klärungsverfahren (SAV) oder ein ähnliches 
Verfahren für die Festlegung der individuellen 
Bedürfnisse durchgeführt wurde und die zu-
ständige Behörde eine anfechtbare Verfügung 
über die Verordnung von Maßnahmen erlas-
sen hat“ (ebd., S. 23).

Die Definition der einfachen sonderpädagogi-
schen Maßnahmen ist im technischen  Handbuch 
zur Statistik der Lernenden weniger präzise als 
die Definition der verstärkten sonderpädagogi-
schen Maßnahmen: „Gemäß dem Sonderpäd-
agogik-Konkordat setzen die Kantone noch 
andere Maßnahmen um, um Lernenden mit 
besonderen Bedürfnissen zu helfen, aber ohne 
umständliche und langfristige Prozedur. Das 
sonderpädagogische Grundangebot umfasst 
u. a. Beratung und Unterstützung, heilpädago-

gische Früherziehung, Logopädie und Psycho-
motorik sowie die notwendige Unterstützung 
beim Transport zwischen Schule und Eltern-
haus und / oder Ort der Therapie. (Art. 4)“ (ebd.).

Bei dieser Definition fehlen die im Sonderpäd-
agogik-Konkordat genannten sonderpädago-
gischen Maßnahmen in einer Regelschule oder 
in einer Sonderschule. Auch sie wären, gemäß 
Sonderpädagogik-Konkordat, als einfache son- 
derpädagogische Maßnahmen zu berücksich-
tigen. Somit zeigt sich, wie auch Mejeh (2021) 
ausführt, dass die an die Akteure im Schul-
system gestellten Anforderungen nicht immer 
einheitlich sind. Dies erschwert eine konsisten-
te Umsetzung in der Praxis erheblich.

Die in den letzten Jahren vorgenommenen 
Verbesserungen der Statistik der Sonderpäd-
agogik im Rahmen der Modernisierung der 
Bildungsstatistik sind erfreulich. Dennoch zei-
gen sich Lücken, wenn es das Ziel ist, die son-
derpädagogischen Angebote und die Nutzung 
der Angebote durch Schülerinnen und Schüler 
in der Schweizer Volksschule zu erfassen. In-
dem einfache als auch verstärkte sonderpäd-
agogische Maßnahmen im Sonderpädagogik-
Konkordat beschrieben sind und dies in den 
kantonalen Gesetzen höchst unterschiedlich 
aufgenommen und umgesetzt wurde, registrie-
ren die Lehrpersonen heute in einigen Kanto-
nen viel mehr Schülerinnen und Schüler mit 
verstärkten sonderpädagogischen  Maßnahmen 
als in anderen Kantonen. Hohe Förderquoten 
sind aber nicht unbedingt als Fortschritt einer 
inklusiven Schule zu deuten.

Im Hinblick auf die Ratifizierung der UN-BRK 
und die Verpflichtung zur Umsetzung eines 
 inklusiven Bildungssystems stellen sich auch 
bezüglich der Bildungsstatistik weitere Fragen. 
Denn geht man von einem breiten Verständnis 
von Inklusion aus und pflegt ein integratives 
Verständnis von Begabungsförderung, wie es 
Bianca Preuss (2018) als Gelingensbedingung 
inklusiver Bildung im Mehrebenensystem be-
schreibt, so sind sonderpädagogische Maßnah-
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men eher auf der Ebene der Lehrperson und der 
Klasse angesiedelt als beim einzelnen Kind. Das 
bedeutet auch, dass auf einem Index beruhende 
pauschale Ressourcierungsformen vermehrt 
geprüft werden müssen, um Etikettierungen zu 
vermeiden. Gleichzeitig gilt es, mit einem sehr 
individuellen, differenzierten pädagogischen 
Unterrichtsansatz zu sichern, dass jedes Kind 
Lernfortschritte machen kann (ebd.).

Die Kantone und Gemeinden haben im Rah-
men der Regelschule höchst unterschiedliche 
Förderangebote geschaffen. Nebst zahlreichen 
unterschiedlichen einfachen und verstärkten 
sonderpädagogischen Maßnahmen wird auch 
Begabtenförderung und Schulsozialarbeit ge-
leistet, es wurden Schulinseln eingeführt und 
nicht pädagogisch ausgebildete Assistenzperso-
nen angestellt und vieles mehr. Diese Vielfalt ist 
statistisch schwer zu erfassen, sowohl auf der 
Angebots- als auch der Seite der begünstigten 
Schülerinnen und Schüler, sowohl beim Input 
als auch beim Output (Irniger, 2020; Wolter, 
 Lüthi & Zumbühl, 2020). Sinnvollerweise sollte 
ein Erhebungsinstrument geschaffen werden, 
das erstens die unterschiedlichen ins System ge-
gebenen Ressourcen erfasst, zweitens Auskunft 
über deren Nutzung geben kann und drittens 
den Schulen und Gemeinden zur Qualitäts-
entwicklung und zur Sicherung der Lernfort-
schritte aller Schülerinnen und Schüler dient.

Anmerkungen

1 Kantone Wallis, Schaffhausen Obwalden und 
Genf 2008, Luzern, Waadt, Freiburg, Tessin 2009, 
Appenzell Ausserrhoden, Basel-Stadt, Basel-
Land und Uri 2010, Glarus 2012, Neuenburg 
und Jura 2013 sowie Zürich 2014.

2 Während der Arbeiten an diesem Projekt wur-
den im Kanton Aargau die regulatorischen Rah- 
menbedingen neu formuliert. Die Daten, wel-
che die Bildungsstatistiken bis dahin führten, 
basieren jedoch auf den ursprünglichen gesetz- 
lichen Grundlagen. Daher können die Daten 
aus dem Kanton Aargau nicht in die Analysen 

einbezogen werden. Aus dem Kanton Appen-
zell Innerhoden sind weder auf den Webseiten 
des Kantons noch im Projekt InSeMa oder in 
den Analysen der Interkantonalen Hochschule 
für Heilpädagogik Angaben zu den regulato-
rischen Rahmenbedingungen der sonderpäd-
agogischen Angebote zu finden. Die Anfragen 
bei den lokalen Behörden wurden nicht beant-
wortet. Daher wird auch dieser Kanton nicht 
in die Analysen einbezogen.
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